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Rolle der Beiständin bei der Unterhaltsregelung für  ein platziertes Kind
Sachverhalt

Ich betreue als Beiständin einen Knaben, dessen Vater aktuell im Gefängnis ist. Die Eltern hatten die gemeinsame Sorge, Obhut war beim Vater nun bei mir. Der Km wurde die Obhut nie entzogen.
Aktuell ist der Sohn in einem Institut platziert. Die Kosten werden grösstenteils - Ausnahme Kinderzulagen von Km - von der Fürsorgebehörde getragen. 
Aus dem Scheidungsurteil geht hervor, dass anscheinend Immobilien und Barvermögen vorhanden sind. 
Diese "Gelder" wurden von der Justiz beschlagnahmt. 
Dazu habe ich folgende Fragen: 

a) Gibt es irgendeine Regelung, die sagt, welche Ansprüche vorgehen, die strafrechtlichen oder die zivilrechtlichen. Falls die Ansprüche des Kindes vorgehen, wie kann man sie geltend machen? 

b) Habe ich als Beiständin die Kompetenz, von der Justiz oder dem Anwalt des Kv das Urteil zu verlangen und die Offenlegung der Finanzen?
c) Verwandtenunterstützung: Die Grossmutter des Knaben scheint Erspartes zu haben, jedoch nur ein AHV-Einkommen. Wer muss hier abklären, ob Verwandtenunterstützung möglich ist. Ich als Beiständin oder die Fürsorgebehörde?
d) Wenn ich als Beiständin die Vorabklärungen machen muss und diese positiv ausfallen, bin ich dann auch zuständig für das Inkasso.
Erwägungen

1. Als ökonomische Konsequenzen des Kindesverhältnisses haben die Eltern für den Unterhalt  des Kindes aufzukommen (Art. 276 ZGB). Ihr Beitrag bemisst sich nach den in Art. 285 ZGB umschriebenen Kriterien:  Bedürfnisse des Kindes, Lebensstellung und Leistungsfähigkeit der Eltern, Vermögen und Einkünfte des Kindes,  Beitrag des nicht obhutsberechtigten Elternteils and ie Betreuung des Kindes. Im Falle bescheidener finanzieller Verhältnisse darf das betreibungsrechtliche  Existenzminimum des Unterhaltsschuldners grundsätzlich nicht angetastet werden (BGE 5C.127/2003 vom 15.10.2003 in ZVW 2004 S. 125 ÜR 14-04; kritisiert von P. Pichonnaz/A. Rumo-Jungo, La protection du minimum vital du débitrentier en droit du divorce, Schweiz. Juristenzeitung 2004, 81). 


2. Der Unterhaltsbeitrag steht, auch wenn er dem gesetzlichen Vertreter oder dem Inhaber der Obhut auszurichten ist, dem Kind zu (Art. 298 ZGB; BGE 7B.35/2005 vom 24.3.2005 in ZVW 2005 S. 276 ÜR67-05). Kommt jedoch das Gemeinwesen für den Unterhalt auf, so geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten auf das Gemeinwesen über (Art. 289 Abs. 2 ZGB). 


3. Wenn die Eltern geschieden sind, wird der vom nicht obhutsberechtigten Elternteil zu leistende Unterhaltsbeitrag im Scheidungsurteil festgelegt worden sein. Im vorliegenden Fall war die Obhut beim Vater, sodass die Mutter ihren Unterhaltsbeitrag grundsätzlich in Form von Geld zu leisten haben wird, soweit sie finanziell leistungsfähig ist.


4. Verändern sich nach dem Scheidungsurteil die Verhältnisse erheblich, so muss der Unterhalt neu geregelt werden (Art. 286 Abs. 2 ZGB i.V.m. Art. 134 Abs. 2 ZGB). Falls sich die Parteien einigen, kann die Genehmigung der Neuregelung durch die Vormundschaftsbehörde erfolgen, andernfalls durch das Gericht (Art. 134 Abs. 3 ZGB). Ausschlaggebend ist dabei die Frage, ob die eingetretene Veränderung der Verhältnisse im Scheidungsurteil berücksichtigt worden sei oder nicht (BGE 5C.214/2004 vom 16.3.2005 in ZVW 2005 S. 277 ÜR 70-05).


5. Die Beiständin gemäss Art. 308 ZGB unterstützt die Eltern mit Rat und Tat oder wird mit besonderen Befugnissen ausgestattet. Welches ihre Aufgaben sind, muss von der Vormundschaftsbehörde im Ernennungsbeschluss genau umschrieben werden (A. Guler, die Beistandschaft nach Art. 308 ZGB in ZVW 1995 S. 62 ff.; C. Hegnauer, ZVW 1985 S. 109 f; ders., Grundriss des Kindesrechts, § 27.19). Es ist ausdrücklich vorgesehen, dass der Beistand auch zur Wahrung des Unterhaltsanspruches beauftragt werden kann (Art. 308 Abs. 2 ZGB). Das bedingt allerdings, dass das Kind diesen Unterhaltsanspruch besitzt, was im Falle der gesetzlichen Subrogation nach Art. 289 ZGB nicht mehr der Fall ist. Wie dargelegt, kommt im vorliegenden Fall das Gemeinwesen für den Unterhalt des Kindes auf, weshalb Ihnen als Beiständin des Kindes – auch wenn Ihnen die Vormundschaftsbehörde im Ernennungsbeschluss diesen Auftrag erteilt hätte, was der Fallschilderung nicht zu entnehmen ist – kein Unterhaltsklagerecht zusteht. Der Beitrag, welcher vom Vater zu bezahlen ist, muss durch Verhandlung zwischen dem fürsorgepflichtigen Gemeinwesen (Unterstützungswohnsitz des Kindes) und dem Vater ausgehandelt oder durch das Gericht festgesetzt werden. Je nach Verhältnissen muss der Beitrag der Mutter angepasst werden, da sich die Bedürfnisse des Kindes durch die Fremdplatzierung ebenfalls verändert haben (Art. 286 Abs. 2 ZGB). Die Vereinbarung zwischen Vater und fürsorgepflichtigem Gemeinwesen bedarf keiner Zustimmung der Vormundschaftsbehörde nach Art. 287 ZGB, weil der Genehmigungsvorbehalt nur für den Fall vorgesehen ist, da das Kind an der Unterhaltsregelung als Partei beteiligt ist.


6. Es gilt gegenüber der Fallschilderung zu präzisieren, dass die Obhut nicht an die Beiständin übergegangen sein kann. Die Beiständin hat nie Obhut. Wenn die Obhut den Eltern durch das Scheidungsgericht oder durch die Vormundschaftsbehörde nach Art. 310 ZGB entzogen wurde, geht sie auf die Vormundschaftsbehörde über (BGE 128 III 9 in ZVW 2002 S. 62; M. Stettler, Garde de fait et droit de garde in ZVW 2002 S. 236 ff.). So wie es aussieht wurde im vorliegenden Fall von einer Obhutsentziehung abgesehen, sodass die Eltern als gemeinsame Inhaber der elterlichen Sorge gemeinsam die neue Obhut bestimmt haben und das Kind (durch Vermittlung der Beiständin) auf der Grundlage einer Kostengutsprache des fürsorgepflichtigen Gemeinwesens bei Dritten untergebracht haben. Wenn die Vormundschaftsbehörde nicht Inhaberin der Obhut ist, kann sie nicht Vertragspartnerin der Pflegeeltern sein. Diesem Aspekt ist Beachtung zu schenken, damit nicht die Beiständin persönlich für die Konsequenzen einer Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 419 ff. OR) kostenpflichtig wird.


7. Demnach lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:
a) Gibt es irgendeine Regelung, die sagt, welche Ansprüche vorgehen, die strafrechtlichen oder die zivilrechtlichen. Falls die Ansprüche des Kindes vorgehen, wie kann man sie geltend machen? 
Hintergrund der „Beschlagnahmung der Gelder“ (inkl. Liegenschaft?) ist nicht bekannt. Wenn es sich um Vermögen handelt, das durch strafbare Handlung erlangt worden ist, wird es vom Gericht eingezogen (Art. 59 StGB), und selbstverständlich fällt es für die Berechnung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Unterhaltsschuldners ausser Betracht, da es jemand anderem gehört. Sofern der Unterhaltsanspruch des Kindes im Rahmen eines schuldbetreibungsrechtlichen Verfahrens gegen den Vater geltend zu machen ist, gehört die Unterhaltspflicht zum Notbedarf. Hier ist aber der Unterhaltsanspruch des Kindes offenbar auf das fürsorgepflichtige Gemeinwesen übergegangen, sodass dieses mit dem Vater eine Regelung finden muss oder allenfalls durch Abänderungsklage zum Scheidungsurteil den Unterhaltsbeitrag des Vaters gerichtlich festsetzen lassen muss, wenn er durch den Strafvollzug nicht leistungsunfähig geworden ist.

b) Habe ich als Beiständin die Kompetenz, von der Justiz oder dem Anwalt des Kv das Urteil zu verlangen und die Offenlegung der Finanzen?
Wie dargelegt können Sie als Beiständin nicht das fürsorgepflichtige Gemeinwesen vertreten. Jenes kann aber im Rahmen der Unterhaltsklage (Art. 279 ZGB) zivilprozessual die Beibringung der nötigen Beweismittel zur Klärung der Leistungsfähigkeit der Eltern verlangen. Das Unterhaltsklageverfahren ist zwar kantonal geregelt, von Bundesrechts wegen hat das Gericht allerdings den Sachverhalt von Amtes wegen zu erforschen (Untersuchungsmaxime, Art. 280 Abs. 2 ZGB).

c) Verwandtenunterstützung: Die Grossmutter des Knaben scheint Erspartes zu haben, jedoch nur ein AHV-Einkommen. Wer muss hier abklären, ob Verwandtenunterstützung möglich ist. Ich als Beiständin oder die Fürsorgebehörde?
Abzuklären haben die Organe des fürsorgepflichtigen Gemeinwesens, nicht die Erziehungsbeiständin des Kindes. Die Verwandtenunterstützung wird nach kantonalem Recht geltend gemacht. Wenn die Grossmutter nicht ein hohes Vermögen aufweist, wird gegen sie kaum ein Anspruch erhoben werden können, denn AHV-Renten gelten nicht als „günstige Verhältnisse“ im Sinne von Art. 328 ZGB.

d) Wenn ich als Beiständin die Vorabklärungen machen muss und diese positiv ausfallen, bin ich dann auch zuständig für das Inkasso.
Sie müssen im vorliegenden Fall weder die Abklärungen treffen noch das Inkasso besorgen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 6. Februar 2006
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